Plattform „Für eine soziale Schweiz in einem sozialen Europa – 
kritisch für den EWR“
Die Frage des EWR spaltet auf den ersten Blick links und rechts das politische Lager und bedarf deshalb der sorgfältigen Diskussion und Klärung. Diese Plattform macht eine eigenständige, kritische und linke Position zugunsten des Integrationsprozesses sichtbar.

Kapitalismus setzt sich weltweit durch - die Probleme bleiben.
1989 bedeutet einen Bruch in der neueren Geschichte. Der Kapitalismus setzte sich weltweit durch. Während der ehemalige Ostblock zusammengebrochen ist und ein aggressiver Nationalismus aufbricht, versucht China den autoritär abgesicherten Umstieg zum Kapitalismus. Der Kapitalismus hat sich zwar durchgesetzt, besser ist er aber dadurch nicht geworden. Die Welt verslumt und ein Grossteil der Weltbevölkerung versinkt in Armut. Die Schuldenkrise der Dritten Welt hat sich nur für die Gläubiger entschärft. Das wirtschaftliche Wachstum erfolgt unter Ausschluss der sozialen und ökologischen Kosten. Weltweit erfolgt eine Umverteilung von unten nach oben, von arm nach reich. Aggressiver Nationalismus, Rechtspopulismus und Fremdenhass prägen diesen Prozess. Doch weder welt- noch europaweit gibt es zurzeit innerhalb der fortschrittlichen Kräfte ein realistisches und mehrheitsfähiges Konzept zum sozialen und ökologischen Umbau der kapitalistischen Gesellschaften.
... auch Europa
Das Weltwirtschaftssystem wird von drei konkurrierenden Polen beherrscht: USA, Japan und Europa. Die EG ist, wie sie sich heute präsentiert, trotz politischer Zielsetzung in erster Linie ein wirtschaftlich orientiertes Projekt mit einem starken Demokratiedefizit. Die vier Freiheiten des Binnenmarkts fördern tendenziell den sozialen und ökologischen Abbau und verstärken Konzentrationsprozesse sowie das Nord-Süd-Gefälle. Bereits werden Abschottungsstrategien sichtbar. Es droht die Europäisierung eines Polizei- und Überwachungsstaates – unter tatkräftiger Mithilfe der Schweiz notabene. 
... und in der Schweiz
Es gibt allerdings auch keinen Grund zur Annahme, dass sich die Entwicklungstendenzen in der Schweiz von diesen Perspektiven grundlegend unterscheiden. Im Gegenteil. Die Stellung der Schweiz im Integrationsprozess muss nüchtern beurteilt werden. In der gegenwärtigen politischen Diskussion wird das Bild der Schweiz oft verklärt. Gerade jene, die sich seit Jahren für Veränderungen in unserem Land einsetzen wissen: Wir leben nicht in einer besseren Welt. Leider.
Armut eine Realität auch bei uns
Eine halbe Million Menschen lebt unter der Armutsgrenze. Über 150‘000 Menschen sind arbeitslos. In den 80er Jahren ist die Schweiz unsozialer geworden. Und der Prozess verschärft sich weiter: Die reale Kaufkraft weiter Teile der Bevölkerung sinkt, der Teuerungsausgleich wird in Frage gestellt, die Mieten und Krankenkassenprämien explodieren. 

Kein Musterland der Demokratie
Wir sind - trotz direktdemokratischer Errungenschaften - kein Musterland der Demokratie. Über eine Million Menschen sind in der Schweiz  vom aktiven und passiven Wahlrecht ausgeschlossen. Für fast alle hört die Demokratie vor den Werktoren und Büros auf. Das Frauenstimmrecht haben wir erst seit etwas mehr als zwanzig Jahren, und im Kanton Appenzell-Innerrhoden musste es vor erst zwei Jahren gerichtlich durchgesetzt werden. Von einer auch nur annähernd gleichberechtigten Teilhabe der Frauen an der gesellschaftlichen Macht sind wir noch immer weit entfernt.
Fluchtgelder auf Schweizer Bankkonten
Die Schweiz ist nach wie vor die Drehscheibe für nicht versteuerte Flucht- und Mafiagelder. Die Schweiz war - und das wollen wir nicht vergessen - als einziges demokratisches Land der Welt gegen Apartheid-Sanktionen. Unsere Entwicklungshilfe erfüllt nicht einmal die Mindeststandards der OECD. Selbst in der Ökologie nehmen wir keine Musterrolle ein. Mit einem C02-Ausstoss von 11 Tonnen pro Kopf steht die Schweiz unrühmlich an der europäischen Spitze. Auch relativ fortschrittliche Umweltschutzregeln nutzen nichts, wenn sie einerseits nicht vollzogen und andererseits nicht mehr weiterentwickelt werden. Kurzum: Die Schweiz unterscheidet sich nicht wesentlich - und wo, vielfach nicht positiv - von den übrigen kapitalistischen Gesellschaften Westeuropas.
Die Bedeutung des Integrationsprozesses
Die Wirtschaft ist längst international organisiert. Die multinationalen Gesellschaften sind der Kontrolle der Nationalstaaten zunehmend entwachsen. Die Konkurrenz der Länder um die Gunst der multinationalen Konzerne treibt den Prozess der Deregulierung voran. Wer dem Diktat der Wirtschaft das Primat der Politik entgegensetzen will, kann dies nicht mehr nur im Rahmen des Nationalstaates tun. In Europa vollzieht sich die Integration der Länder im wesentlichen in der EG. Wer nicht auf transnational wirksame Regulierungen des Kapitalismus verzichten will, kommt an der EG nicht vorbei. Und vor allem: Gegen den wieder erstarkenden aggressiven Nationalismus, der auch in Westeuropa wieder aufleben kann, bildet der EG-EWR-Integrationsprozess zurzeit eine reale Alternative. Der Integrationsprozess fördert die vielschichtige Vernetzung von Gesellschaften, was die Gefahr vermindert, dass Konflikte zwischen Nationen gewaltsam ausgetragen werden.
EWR ist mit der EG untrennbar verknüpft
Der Binnenmarkt kommt. Unabhängig davon, ob und wie sich die Schweiz daran beteiligt. Aber: Politisch und wirtschaftlich wird sich die Schweiz anders entwickeln, ob sie den Alleingang oder den Integrationsprozess wählt. Deshalb hat die Abstimmung vom 6. Dezember 1992 einen hohen Stellenwert. Eine EG-Vollmitgliedschaft unter Umgehung des EWR-Zwischenschrittes ist ein unrealistischer Weg. Mit dem Entscheid über den EWR wird faktisch auch über die Integrationsperspektive der Schweiz entschieden. Der Weg zum EG-Beitritt führt - zusammen mit den anderen neutralen Staaten Europas - über den EWR.
Der EWR und Eurolex
Eine Prüfung des EWR führt zum Schluss, dass die mit dem EWR verbundenen Gesetzgebungspakete (Eurolex) alles in allem mehr Vor- als Nachteile bringen. Denken wir beispielsweise an das Kartellrecht, die  Produktehaftpflicht, die Kleinkreditgesetzgebung, überhaupt die KonsumentInnenrechte, gleiche Krankenkassenprämien für Frau und Mann, Informationsrechte der Lohnabhängigen, die Schutzbestimmungen bei Massenentlassungen und die Aufhebung des Saisonnierstatuts spätestens nach 5 Jahren (die Aufhebung erfolgt vorerst zwar nur im EWR, doch verbessern sich die Aussichten für die vollständige Abschaffung dieses menschenrechtswidrigen Statuts dadurch stark). Alles Reformen, für die wir in der Schweiz zum Teil jahrelang vergeblich kämpften. Viele der EG-Regulierungen, die im Rahmen des EWR übernommen werden, sind gegenüber der geltenden schweizerischen Rechtslage fortschrittlich. Kein Wunder also, dass sie vom rechtsbürgerlichen Lager massiv bekämpft werden.
Flankierende Massnahmen für die Problembereiche
Unbestrittenermassen bringt der EWR auch Probleme mit sich. Diese können - wie eine detaillierte Analyse der im Rahmen des EWR zu übernehmenden Regelungen aufzeigt, mit flankierenden eurokompatiblen Massnahmen weitgehend aufgefangen und kompensiert werden. Dasselbe gilt für den EG-Beitritt. Für die Beitrittsverhandlungen mit der EG - welche wir befürworten - braucht es ausserdem klare Vorgaben in den Bereichen Transit und Neutralität.
Demokratie ausbauen
Wir treten ein für einen Ausbau der direkten Demokratie - national und international. Die Demokratisierung aller Lebensverhältnisse ist eine wichtige Perspektive fortschrittlicher Politik. Zentral ist für uns das Recht der in der Schweiz arbeitenden Ausländerinnen und Ausländer zur Teilnahme am politischen Prozess. Die Aussichten für ihre politischen Rechte verbessern sich mit der Integration. Denn mittelfristig sollen die EG-Bürgerinnen und -Bürger an ihren Arbeits- und Wohnorten die politischen Rechte ausüben können. Weiter braucht es einen Ausbau der direktdemokratischen Instrumente in der Schweiz. Lnstrumente dazu sind das konstruktive Referendum und ein aussenpolitisches Initiativrecht. Nötig ist zudem ein Ausbau der demokratischen Mitsprache der Bevölkerung in der EG. Eine wichtige Voraussetzung dafür ist die Zusammenarbeit und der Aufbau von sozialen Bewegungen über die nationalstaatlichen Grenzen hinaus.
Festung Europa - Festung Schweiz
Die Gefahr einer Abschottung der EG gegenüber den Ländern Osteuropas und vor allem gegenüber dem Süden ist gross. Das Nein zur EG und zum EWR ist allerdings die falsche Antwort auf diese Gefahr, heisst doch ein Nein zu EG und EWR faktisch ein JA zur Festung Schweiz, die im Alleingang unsolidarischer sein wird als in der Integrationsperspektive. Wer für eine offenere Schweiz eintritt, kann nicht den ersten wesentlichen Schritt in Richtung einer Öffnung ablehnen.
Neutralität beibehalten
Der EWR selbst berührt die Frage der Neutralität und überhaupt die Sicherheitspolitik nicht. Indem er zur Fortsetzung des europäischen Integrationsprozesses beiträgt, leistet er aber einen weiteren Beitrag zur friedensfördernden, vielschichtigen Vernetzung unterschiedlicher Gesellschaften. In der Perspektive eines EG-Beitrittes fordern wir die Beibehaltung der militärischen AIIianzfreiheit als Kerngehalt der Neutralität. Gleichzeitig muss die Schweiz am Aufbau starker und demokratischer internationaler Institutionen wie UNO und KSZE aktiv mitwirken. Diese Position gewinnt auch in den anderen neutralen Staaten Europas, die der EG beitreten wollen an Gewicht - abgesehen davon, dass auch verschiedene EG-Staaten die Bewahrung des bisher strikt zivilen Charakters der EG verlangen (Dänemark, Irland, teilweise Niederlande). Auch aus diesem Grund ist· es wichtig, dass die Schweiz die EG-Beitrittsverhandlungen mit den anderen Neutralen koordiniert.
Löhne und Arbeit
Die ausländischen Arbeitskräfte werden bei uns zweifach ausgebeutet: wirtschaftlich und politisch. Mit dem EWR fallen Regulierungen auf dem Arbeitsmarkt. Das menschenunwürdige Saisonnierstatut fällt nach einer è Übergangsfrist im EWR endlich weg. Gesetzliche Lockerungen bedeuten aber auch Gefahren. Lohndumping droht vor allem in den Grenzkantonen und in nichtorganisierten Branchen. Deshalb verlangen wir mit den Gewerkschaften:
· Erleichterte Bedingung für die Allgemeinverbindlicherklärung von Gesamtarbeitsverträgen.
· Die Möglichkeit, kantonal für bestimmte Branchen Minimallöhne einführen zu können.
· Einen klagbaren Anspruch auf Gleichbehandlung.
· Die Garantie, dass bei allen Arbeiten für die öffentliche Hand GAV-Löhne bezahlt werden müssen und Lohngleichheit garantiert ist.
· Die befristete Auszahlung der Pensionskassengelder an ausländische Kolleginnen und Kollegen.
Die Bestimmungen über den Personalverleih müssen mit einem Referendum zu Fall gebracht werden, sofern sie nicht mit Schutzbestimmungen zur Gewährleistung minimaler Arbeitsbedingungen verbunden werden.
Den Frauen wird nichts geschenkt
Weder die EG noch der EWR noch die Schweiz sind Frauenprojekte. Von der Durchsetzung der Gleichstellung sind wir in der Schweiz wie in der EG weit entfernt. Die Mehrheit der Bevölkerung, die Frauen, wird hier wie dort diskriminiert und marginalisiert. Daran haben weder die Gleichstellungsrichtlinien der EG noch der Gleichberechtigungsartikel der Bundesverfassung wesentliches geändert. Mit dem EWR sind gegenläufige Entwicklungen absehbar:
· Der EWR bringt inbezug auf die formale Gleichstellung gewisse Fortschritte (z.B. Bestimmungen über lohn- und Prämiengleichheit, Ausbau von Schwangerschafts- und Mutterschutz).
· Umgekehrt verstärkt der Integrationsprozess ökonomische Ungleichgewichte. Davon werden auf dem Arbeitsmarkt vorab schlecht qualifizierte Frauen betroffen sein.
· Gleichzeitig ist das Saisonnierstatut das frauen- und kinderfeindlichste Projekt der Mobilität. Dieses fällt mit dem EWR für die EG-Staatsangehörigen, und die Chancen für seine vollständige Abschaffung vergrössern sich markant.
Zur Verwirklichung der Gleichstellung braucht es im EWR wie Im Alleingang wirksame Durchsetzungsinstrumente. Das Gleichstellungsgesetz muss sofort erlassen werden. Es braucht Sicherungs- und Förderungsmassnahmen auf dem Arbeitsmarkt (z.B. Diskriminierungsverbot) und Gleichstellungsinstrumente für die übrigen gesellschaftlichen Bereiche (z.B. Frauenquoten In der Politik). Für die Durchsetzung der Gleichstellung wird schliesslich entscheidend sein, ob es gelingt, gesellschaftlich notwendige Erwerbs- und Reproduktionsarbeit endlich gleichwertig auf beide Geschlechter zu verteilen. Geschenkt wird den Frauen also nichts. Die Durchsetzung der Gleichstellung wird in ganz Europa einen solidarischen Kampf aller Frauen erfordern. Die gesellschaftspolitischen und wirtschaftlichen Rahmenbedingungen für die Durchsetzung der Rechte der Frau werden sich bei einem Alleingang in der Schweiz aber sicher nicht verbessern. Gleichzeitig entfällt ohne EWR der rechtliche Zwang zum Erlass mindestens der formalen Gleichstellungsinstrumente.
Schutz der Mieterinnen statt Marktmieten
Hohe reale Zinsen bedeuten eine Umverteilung des gesellschaftlichen Reichtums zulasten der Lohnabhängigen. Wie hoch die Zinsen künftig In Europa sein werden, Ist eine offene Frage. Die Untersuchungen des Mieterinnen- und Mieterverbandes zeigen, dass sich die Zinsen in Europa so oder so mittelfristig angleichen werden. Dies geschieht relativ unabhängig davon, ob wir dem EWR beitreten oder nicht. . Zentral ist unter anderem die Frage, ob hohe Zinsen auf die Mieterinnen und Mieter überwälzt werden können. Zusammen mit dem Mieterinnen- und Mieterverband bekämpfen wir die Marktmiete und fordern statt dessen eine Verstärkung des MieterInnenschutzes und ein Überwälzungsverbot bei steigenden Hypozinsen sowie die Förderung des sozialen Wohnungsbaues.
Ökologischer Umbau der Industriegesellschaft
Der Binnenmarkt nimmt keine Rücksicht auf die Ökologie. Wir müssen mit einer massiven Zunahme des Güter- und Personenverkehrs rechnen. Die Belastung durch die zunehmende Mobilität stellt für die Umwelt eine unvergleichlich grössere Belastung dar als die im Vergleich dazu geringfügigen nationalen Unterschiede in der Umweltgesetzgebung. Unzweifelhaft steht fest, dass die Menschheit nur überleben wird, wenn es gelingt, die Gesellschaft ökologisch umzubauen und zwar hier in der Schweiz, in Europa und weltweit. Die Umweltprobleme haben längst eine globale Dimension erreicht, die supranational koordinierte Massnahmen unumgänglich macht. Dazu gehören schweizerisch und europäisch die Einführung nichtdiskriminierender Lenkungsinstrumente. Der ökologische Handlungsbedarf ist im übrigen bei allen Szenarien - ob Integration oder Alleingang - riesig.
Güter kostendeckend auf die Bahn
Der Transitverkehr zerstört den Alpenraum. Er gehört auf die Schiene. Die Alpeninitiative verlangt dies. Wir müssen ihr zum Erfolg verhelfen. Der EWR verhindert die Verlagerung des Verkehrs von der Strasse auf die Schiene nicht. Die Ziele der Alpeninitiative können trotz des Transitvertrags verwirklicht werden, indem in einem zweiten Schritt die sozialen Kosten dem Transitverkehr voll angelastet werden. Nur damit werden auch die Neat-Investitionen rentabel. Diese Verlagerung muss Bestandteil von EG-Beitrittsverhandlungen sein.
Ökologische Landwirtschaft
Die Schweizer Landwirtschaftspolitik kostet die Konsumierenden und Steuerzahlenden Milliarden, schädigt die Umwelt und hat nichteinmal das Sterben von Landwirtschaftsbetrieben gestoppt. Die Landwirtschaft wird als einziger Sektor vom EWR nicht direkt erfasst. Dies ist in der jetzigen Situation richtig. Die Schweizer ProduzentInnenpreise werden aber in den nächsten Jahren ~ unabhängig von EWR und EG, sondern weil das GATT-Abkommen dies verlangt – ohnehin In Richtung der EG-Preise gesenkt. Deshalb können und müssen wir zeigen, dass eine Neuausrichtung der Agrarpolitik auf die Dauer nicht nur für die Konsumierenden und Steuerzahlenden, sondern auch für die Bäuerinnen und Bauern besser ist. Sinnvollerweise subventionieren wir in Zukunft nur noch Biobetriebe und artgerechte Tierhaltung. Dank wirtschaftlich attraktiven Direktzahlungen mit kontrollierten Auflagen werden die qualitativ hochstehenden Nahrungsmittel im Laden günstiger als heute. 

Berggebiete und Randregionen
Der Integrationsprozess fördert national wie international den Konzentrationsprozess. Deshalb braucht es europaweit und schweizerisch eine Verstärkung der Regionalpolitik mit zukunftsgerichteten Instrumenten: Speziell für die Bergregionen hat die Schweizerische Arbeitsgemeinschaft für Berggebiete die entsprechenden Forderungen formuliert.
Alleingang ist keine Alternative
Die Chancen und Risiken des Integrationsprozesses müssen insgesamt den Chancen und Risiken des Alleinganges gegenübergestellt werden. Dabei ist festzustellen:
· Ein Nein zum EWR wird ein rechtspopulistisches Nein sein. Es ist kein Zufall, dass es bis heute kein soziales und ökologisches Konzept des Alleinganges gibt.
· Der Werkplatz Schweiz verliert an Attraktivität, umgekehrt wird der offshore Finanzplatz umso attraktiver. Noch mehr Graugeschäfte, Briefkastenfirmen und Fluchtgelder sind die Folge.
· Ein Nein zum EWR ist ökonomisch ein Sieg der kartellisierten Binnensektoren, und diese werden ihre Kartellrenten länger verteidigen können.
· Die gestärkte Rechte wird sich im Parlament gezielt jene Felder aussuchen, auf welchen sie unsozial und unökologisch deregulieren will. Der Sozialabbau wird in erster Linie auf Kosten der sozial Schwachen erfolgen.
· Fortschrittlichere Regelungen zum Schutze der Umwelt, die dem EWR-Recht widersprechen, haben erst recht keine Chance mehr.
· Die Situation der Ausländerinnen und Ausländer wird sich nicht verbessern. Im Gegenteil. Der Fremdenpolizei-Staat Schweiz wird weiter ausgebaut.
Gemeinsam für ein soziales und ökologisches Europa
Welchen Nutzen und welche Kosten die europäische Integration schliesslich bringt, wer VerliererIn und wer GewinnerIn sein wird, hängt entscheidend davon ab, wie der Integrationsprozess ausgestaltet wird, und welche politischen Kräfte sich durchsetzen werden. In den EG-Ländern haben die Linke, die Gewerkschaften und die Umweltbewegungen - im Gegensatz zu Japan und den USA - durchaus eine Macht- und Veränderungsperspektive. Denn nicht die EG verhindert heute eine sozialere und ökologischere Politik, sondern die hohe Definitionsmacht des Kapitals auf der einen und die relative Schwäche der fortschrittlichen Kräfte auf der andern Seite. Wir treten ein für den Aufbau eines sozialen, demokratischen und auch gegenüber den Ländern des Südens und des Ostens solidarischen Europa und gegen Nationalismus und Fremdenhass, in und zusammen mit linken und ökologischen Parteien, den Gewerkschaften, Frauen-, Friedens- und Ökologiebewegungen. Eine solche Politik kann nicht an den Grenzen des Nationalstaates Schweiz halt machen. Die Schweiz muss im europäischen Integrationsprozess eine aktive Rolle wahrnehmen. Deshalb sagen wir Ja zum EWR als erster Schritt in Richtung Europa.
Die Plattform des Komitees “Für eine soziale Schweiz in einem sozialen Europa – Kritisch für den EWR“ an der Pressekonferenz vom 5. Oktober 1992 in Bern öffentlich vorgestellt.
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Peter Bichsel
Rede gehalten an der Pressekonferenz des Komitees vom 5. Oktober 1992

Wir werden nicht darum herumkommen, einen emotionalen Entscheid zu fällen. Und eigentlich fehlten uns die Emotionen dazu.
Wir möchten alle eigentlich nicht entscheiden und sagen, dass wir lieber später entscheiden würden. Wir haben alle schon von Europa gesprochen, in der Meinung, Europa existiere noch nicht, sei nicht möglich, betreffe uns nicht.
Das erinnert mich an jene bundesdeutschen Politiker, die jederzeit von der Wiedervereinigung sprachen, und sie herbeiwünschten in der vollen Überzeugung, dass sie nie möglich wird. Plötzlich ist sie einfach da, ohne dass man sie machen muss, man muss sie dann nur noch bewältigen können.
Ich frage mich, ob es irgendwo in einem westlichen Verteidigungsministerium vor dem Zusammenbruch der Sowjetunion ein Szenario gegeben hat, das den Zusammenbruch der Sowjetunion zu beschreiben versuchte. Niemand hat es vorausgesehen. 

Womit wir uns im Zusammenhang mit dem EWR-Vertrag auseinandersetzen müssen, das hat allerdings nichts mit einem Naturereignis zu tun. Die EG gibt es, die EWR-Verträge gibt es. Und zudem – niemand drängt uns, wir können frei entscheiden, wir können, wenn wir wollen, frei falsch entscheideN - noch können wir das.
Wir sind zwar zu spät, das wissen wir auch alle, und wir wissen nun plötzlich, was an diesem Europa alles falsch ist, falsch gemacht wurde.
Das unterscheidet uns eigenartigerweise überhaupt nicht von den Bürgern irgendeines EG-Landes - denn in einer Sache sind wir nicht zu spät, in der emotionalen Europafähigkeit. Zwar hat kein Schweizer das Gefühl, dass er Europäer sei (er freut sich über die Goldmedaille eines Franzosen nicht mehr als über eine von einem Südamerikaner - und das ist auch recht so). Es gibt keine Europäer in Europa, so wie es auch keine Amerikaner auf dem amerikanischen Kontinent gibt. Wir werden - geographisch - als Europäer bezeichnet, aber wir fühlen uns nicht so. Die Franzosen auch nicht, die Norweger auch nicht, niemand - Europa wird keine patriotische Gegend werden. Entschuldigung, darauf freue ich mich.
Wir werden nicht einen Patriotismus gegen einen anderen eintauschen müssen. Es gibt die Klage darüber, dass der EWR-Vertrag nur Wirtschaftliches behandelt. Das ist mir sehr recht. Ich möchte für das andere wirklich noch etwas Zeit, wenn ich auch sicher bin, dass wir die Zeit nicht nützen werden.
So bleibt eine Kultur, eine schweizerische Kultur, die in Gefahr ist. Eine politische Kultur zum Beispiel. Ich frage mich allerdings, ob die Schweiz der letzten Jahrzehnte wirklich ein politisches Ereignis war. War sie nicht viel eher ein wirtschaftliches Ereignis? 
Aber ich staune auch immer wieder darüber, wie unwichtig uns gewisse Sonderfälle Schweiz sind. Die Gemeindeautonomie ist zum Beispiel ein schweizerischer Sonderfall, der mir lieb ist, die Politik im kleinen Verband, wo auch einmal die Kleinen in der Gemeindeversammlung ihre Chance haben. Ich habe die Verträge sozusagen eifersüchtig überprüft, ob sie diese Gemeindeautonomie gefährden. Sie tun es nicht. Der Grundpfeiler schweizerischer Politik bleibt unangetastet.
Es gibt einen anderen Sonderfall, von dem wir ungern sprechen, den Sonderfall des verwalteten Staates. Wir sind ohne Regierung in diesem Land gut gefahren. Unsere Bundesräte waren - das konnten sie gar nicht sein -nie Regierende, sie waren die Repräsentanten einer Verwaltung. Oft genug hat uns das geärgert. Aber es war gar nicht so schlecht. Der verwaltete, nicht regierte Staat könnte ja auch ein Vorbild für Europa sein. Oder haben die das bereits gemacht, ohne uns zu fragen? Sind die etwa föderalistisch, ohne uns gefragt zu haben?
Dann gibt es den Sonderfall 'Neutralität'. Wir tun immer so, wie wenn sie eine schweizerische Erfindung wäre. Sie ist eine Erfindung des Wiener Kongresses, Metternich abgehandelt von einem Genfer Privatmann und Geschäftsmann, Pictet de Rochemont, um die Identität der Schweiz zu retten. Man liebte ihn in diesem Land nicht dafür, und er fehlt in den Schulgeschichtsbüchern. Den Schweizern hat damals die Neutralität ganz und gar nicht gefallen. Erfahrungen haben wir damit gute gemacht - mit dem Geschenk des Auslands, des Wiener Kongresses.
Unsere Bundesverfassung von 1848 – die Staatsgründung der modernen Schweiz, die wir so ungern feiern - war nötig, weil Europa nicht mehr so aussah, wie sich das die Konservativen vorstellten. Die Väter der Verfassung - Heinrich Zschokke zum Beispiel - waren zum Teil nicht Schweizer nach unserer heutigen Definition. Auch die Schweiz, in der wir leben, ist mitunter ein Produkt Europas.
Nach 1945 - so scheint mir - haben wir mehr und mehr die Politik aufgegeben, haben uns im Profit eingeschlossen. Die Einführung der AHV/IV (1947) war wohl die letzte grosse politische Leistung der Schweiz. Wir hatten die Herausforderung Europa, die Herausforderung Ausland nicht mehr nötig.
Ich habe in meinem Text „Des Schweizers Schweiz“ 1969 geschrieben, dass ich mir nicht vorstellen könne, in zwanzig Jahren in einer Schweiz zu leben wie dieser. Und ich lebe 1992 immer noch in genau derselben Schweiz. Das erschreckt mich. Denn was sich nicht verändern kann, das stirbt. Und es erschreckt mich noch mehr, dass auch ich die ganz kleine Angst kenne, diesse für ewig unveränderliche Schweiz ein bisschen aufgeben zu müssen.
Wir werden in anderen Zeiten leben. Und dass sie anders sein werden, das wir nicht einfach die Folge eines Jas oder eines Neins zu Europa sein.
Aber ich möchte dazugehören, ich möchte das Risiko, dazuzugehören, mittragen. Ich misstraue der schweizerischen Dauerunschuld. Hart formuliert: Wir haben mitschuldig zu werden.
Und so bleibt noch eine Kultur im engeren Sinn. Haben wir eine, hatten wir eine? Das ist die Frage.
Ich kann mir beim besten Willen nicht vorstellen, dass in dieser Gegend in hundert Jahren nicht mehr gejodelt wird, Schwyzerörgeli gespielt wird, gehornusst wird und geschwungen. Denn all dies sind Kulturen von Schweizer Gegenden und nicht von einer Schweizer Nation.
Ich bin kein Jodler, kein Schwinger. Wenn ich auch ab und zu ein wenig das Gefühl habe, ich hätte ein kleines bisschen etwas damit zu tun.
Ich gehöre aber eher in die Gegend des gesamtschweizerischen kulturellen Minderwertigkeitskomplexes, in die Gegend zwischen Romanshorn und Biel. Ob die harten nationalen Grenzen hier wirklich Kultur geschaffen haben? Ich glaube nicht. Aber ich glaube, dass es zwischen Romanshorn und Biel, zwischen Bienne und Genève Kultur geben muss. Wir erkennen sie nur nicht, weil wir uns immer auf nationale Kultur und nicht auf die Kultur der Gegenden verlassen haben.
Kultur ist eine Sache von Gegenden, nicht von Nationen, wenn auch Kultur - glücklicher- und unglücklicherweise - zu Bildung von Nationen geführt haben mag.
Ja, ich fühle mich als Bewohner dieser Gegend, und ich glaube, ich bleibe hier, und ich mag die Ärgernisse dieser Gegend und die Gewohnheiten dieser Gegend. Um es abstrakt zu sagen: die Identität dieser Gegend, zu der auch Cervelat und Kutteln und Wein - nicht nur Schweizer Wein, auch Beaujolais und Côtes du Rhône - gehören.
Ich vertraue darauf, dass ich auch unter europäischen Bedingungen meinen Ärger mit diesen Schweizern haben werde, und ich freue mich darauf, dass wenn die Schweiz innerhalb Europa etwas sein will, eine Identität zu finden hat, eine Kultur der Gegenden. 
Sollte ihr diese Identität nicht möglich sein - wie sie den Franzosen, den Italienern, den Norwegern selbstverständlich ist – dann hatten wir nie eine. Dann könnte gar kein Schaden entstehen.
Aber bitte, ich bin überzeugt, dass wir eine haben. Ich freue mich auf das Dazugehören.
Peter Bichsel.
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